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Gesetz zur Umsetzung 

der Polizeistruktur 2020 

(Polizeistrukturgesetz 2020 – PolSG2020)

Der Landtag hat am 20. März 2019 das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Veränderungen bei der Landespolizei, 
Aufgabenübergang

§ 1

Auflösung und Errichtung von regionalen 
Polizeipräsidien

Das Polizeipräsidium Tuttlingen wird aufgelöst und die
Polizeipräsidien Pforzheim und Ravensburg werden er-
richtet. 

§ 2

Aufgabenübergang 

Die Aufgaben der Polizeipräsidien Karlsruhe, Konstanz
und Tuttlingen gehen, soweit sich nach Maßgabe dieses
Gesetzes eine anderweitige räumliche Zuordnung der
Zuständigkeitsbereiche ergibt, auf das für den jeweiligen
Land- und Stadtkreis künftig zuständige regionale Poli-
zeipräsidium über. 

Artikel 2 

Übergangsregelungen für Personalräte, 
Schwerbehindertenvertretungen sowie für 

die Beauftragten für Chancengleichheit

§ 1

Wahrnehmung der Aufgaben, Befugnisse und Pflichten
von Personalräten und Übergangspersonalräten

Bei den Polizeipräsidien Karlsruhe, Konstanz, Pforzheim,
Ravensburg und Reutlingen werden die dem Personalrat
nach dem Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG) zu-
stehenden Aufgaben, Befugnisse und Pflichten bis zur
Neuwahl des Personalrats nach Maßgabe der §§ 2 bis 4
wahrgenommen.

§ 2

Regelungen zu Personalräten und Übergangspersonal-
räten bei regionalen Polizeipräsidien

(1) Bei den Polizeipräsidien Pforzheim und Ravensburg
wird jeweils ein Übergangspersonalrat gebildet. Dassel-
be gilt unter Wegfall des zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes bestehenden Personalrats für das
Polizeipräsidium Konstanz.

(2) Dem Personalrat beim Polizeipräsidium Karlsruhe
gehören die Beschäftigten des Polizeipräsidiums an, die
am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits
Mitglied des Personalrats beim Polizeipräsidium Karls-
ruhe waren. Für die dauerhaft ausgeschiedenen Mitglie-
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der treten Beschäftigte hinzu, die am Tag vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes nächste Ersatzmitglieder des
Personalrats beim Polizeipräsidium Karlsruhe sind.

(3) Zum Personalrat beim Polizeipräsidium Reutlingen
treten die Beschäftigten des Polizeipräsidiums hinzu,
die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Mit-
glied des Personalrats beim Polizeipräsidium Tuttlin-
gen waren. Scheiden hinzugetretene Mitglieder aus
dem Personalrat aus, treten für sie Beschäftigte ein, die
am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für das
ausgeschiedene Mitglied nächstes Ersatzmitglied des
Personalrats beim früheren Polizeipräsidium Tuttlingen
waren.

(4) Dem Übergangspersonalrat beim Polizeipräsidium
Ravensburg gehören die Beschäftigten des Polizeipräsi-
diums an, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes Mitglied des Personalrats beim Polizeipräsidium
Konstanz waren. Für Mitglieder des Personalrats beim
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Poli-
zeipräsidium Konstanz, die nicht Beschäftigte des Poli-
zeipräsidiums Ravensburg geworden sind, treten statt-
dessen Beschäftigte des Polizeipräsidiums Ravensburg
ein, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für
jene nächste Ersatzmitglieder des Personalrats beim
früheren Polizeipräsidium Konstanz waren.

(5) Den Übergangspersonalräten bei den Polizeipräsi -
dien Konstanz und Pforzheim gehören die Beschäftigten
des jeweiligen Polizeipräsidiums an, die am Tag vor dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes Mitglied eines Personalrats
waren. 

(6) Das lebensälteste Mitglied des Übergangspersonal-
rats nimmt die Aufgaben des Wahlvorstands nach § 19
LPVG wahr. 

(7) Ersatzmitglieder für die Mitglieder eines Übergangs-
personalrats sind die Beschäftigten des jeweiligen Poli-
zeipräsidiums, die für das jeweils ausscheidende oder
verhinderte Mitglied des Übergangspersonalrats als Er-
satzmitglied beim bisherigen Personalrat eingetreten
wären.

(8) Bisherige Freistellungen eines Mitglieds eines Über-
gangspersonalrats bleiben unberührt.

(9) Im Übrigen gelten für Übergangspersonalräte die
Vorschriften des Landespersonalvertretungsgesetzes für
Personalräte entsprechend.

§ 3

Wahlen und Amtszeiten der Personalvertretungen

(1) Abweichend von den regelmäßigen Personalratswah-
len 2019 finden die nächsten regelmäßigen Personalrats-
wahlen in den regionalen Polizeipräsidien, dem Polizei-
präsidium Einsatz, dem Präsidium Technik, Logistik,
Service der Polizei, der Hochschule für Polizei Baden-

Württemberg und dem Landeskriminalamt sowie die
Wahl des Hauptpersonalrats der Polizei in der Zeit vom
1. Oktober bis 31. Dezember 2020 statt.

(2) Die Amtszeiten der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes bei den regionalen Polizeipräsidien, dem
Polizeipräsidium Einsatz, dem Präsidium Technik, Logis -
tik, Service der Polizei, der Hochschule für Polizei Baden-
Württemberg und dem Landeskriminalamt bestehenden
Personalräte sowie die des Hauptpersonalrats der Polizei
dauern bis zur Neuwahl der Personalvertretungen, längs -
tens bis zum 31. Dezember 2020 fort. Die Amtszeiten
der in § 2 Absatz 1 genannten Übergangspersonalräte 
enden entsprechend. 

(3) Die übernächsten regelmäßigen Wahlen der Perso-
nalräte bei den in Absatz 1 bezeichneten Dienststellen
und Einrichtungen sowie dem Hauptpersonalrat der Poli-
zei finden in der Zeit vom 1. April bis 31. Juli 2025 statt.
Die Amtszeiten der im Jahr 2020 regelmäßig gewählten
Personalräte und des Hauptpersonalrats der Polizei ver-
kürzen sich entsprechend bis zum Tag der Neuwahl. § 22
Absatz 1 Satz 3 LPVG findet entsprechende Anwen-
dung. Für außerordentlich gewählte Personalräte findet 
§ 22 Absatz 3 Satz 2 und 3 LPVG entsprechende An-
wendung. 

§ 4

Schwerbehindertenvertretungen

Bei den Polizeipräsidien Pforzheim und Ravensburg
werden die Aufgaben und Befugnisse der Schwerbehin-
dertenvertretung übergangsweise bis zur Wahl einer ört-
lichen Schwerbehindertenvertretung, längstens bis zum
30. November 2020, durch dafür nach § 180 Absatz 7 in
Verbindung mit § 178 Absatz 1 Sätze 4 und 5 des Neun-
ten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB IX) herangezogene
stellvertretende Mitglieder der Hauptschwerbehinderten-
vertretung der Polizei wahrgenommen. Die Wahl der
Schwerbehindertenvertretung kann jederzeit nach § 1
Absatz 1 der Wahlordnung Schwerbehindertenvertretun-
gen (SchwbVWO) durch die Hauptschwerbehinderten-
vertretung der Polizei oder dadurch eingeleitet werden,
indem auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten
die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle eine Ver-
sammlung zur Wahl eines Wahlvorstands einberuft. Die
Versammlung wählt eine Versammlungsleiterin oder
einen Versammlungsleiter. Liegen die Voraussetzungen
nach § 18 SchwbVWO für das vereinfachte Wahlverfah-
ren vor, lädt die Hauptschwerbehindertenvertretung der
Polizei oder auf Antrag von mindestens drei Wahlbe-
rechtigten die Leiterin oder der Leiter der Dienststelle
zur Wahlversammlung ein.
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§ 5

Beauftragte für Chancengleichheit

(1) Die Leitung der Polizeipräsidien Pforzheim und Ra-
vensburg bestellt jeweils für ihre Dienststelle innerhalb
von zehn Arbeitstagen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
aus dem Kreis der weiblichen Beschäftigten, die am Tag
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an einer Dienst-
stelle oder Einrichtung des Polizeivollzugsdienstes Be-
auftragte für Chancengleichheit waren, für die Dauer
von sechs Monaten eine Beauftragte für Chancengleich-
heit und ihre Stellvertreterin. Befindet sich unter den
weiblichen Beschäftigten keine Person, die am Tag vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Beauftragte für Chan-
cengleichheit war, erfolgt die Bestellung aus dem Kreis
der bisherigen Stellvertreterinnen. Sind auch solche nicht
vorhanden, erfolgt die Bestellung aus dem Kreis der weib-
lichen Beschäftigten, die sich zur Ausübung des Amtes
bereit erklärt haben. § 16 Absatz 4 Satz 2 des Chancen-
gleichheitsgesetzes gilt entsprechend.

(2) Die Bestellung ist nur mit Einverständnis der zu be-
stellenden Beschäftigten vorzunehmen.

(3) Innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes bestellt jede Leitung der in Absatz 1 ge-
nannten regionalen Polizeipräsidien für ihre Dienststel-
le einen Wahlvorstand zur Durchführung der Wahl der
Beauftragten für Chancengleichheit und ihrer Stellver-
treterin gemäß § 7 Absatz 1 der Verordnung der Lan-
desregierung über die Wahl der Beauftragten für Chan-
cengleichheit. Der Wahlvorstand hat das Wahlverfahren
un verzüglich einzuleiten. Die Stelle der Beauftragten
für Chancengleichheit und der Stellvertreterin ist bis
spätes tens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes neu zu besetzen. Mit der Bestellung der neu ge-
wählten Beauftragten für Chancengleichheit und ihrer
Stellvertreterin endet das Amt der nach Absatz 1 be-
stellten Personen. 

Artikel 3 

Änderung des geltenden Rechts

1. § 76 Absatz 1 des Polizeigesetzes in der Fassung vom
13. Januar 1992 (GBl. S. 1, ber. S. 596, 1993 S. 155),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. No-
vember 2017 (GBl. S. 631) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

    a)  In Nummer 4 werden die Wörter „die Landkreise
Calw, Enzkreis und Karlsruhe sowie die Stadt -
kreise Karlsruhe und Pforzheim“ durch die Wörter
„der Landkreis Karlsruhe und der Stadtkreis Karls-
ruhe“ ersetzt.

    b)  In Nummer 5 werden die Wörter „die Landkreise
Bodenseekreis, Konstanz, Ravensburg und Sigma-
ringen“ durch die Wörter „die Landkreise Kons -

tanz, Rottweil, Tuttlingen und Schwarzwald-Baar-
Kreis“ ersetzt.

    c)  In der bisherigen Nummer 9 werden die Wörter
„und Tübingen“ durch die Angabe „, Tübingen und
Zollernalbkreis“ ersetzt.

    d)  Nach Nummer 8 werden folgende Nummern 9 und
10 eingefügt:

        aa) „9. Pforzheim

        die Landkreise Calw, Enzkreis und Freuden-
stadt sowie der Stadtkreis Pforzheim;“

        bb) „10. Ravensburg

        die Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg und
Sigmaringen;“

    e)  Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die
Nummern 11 und 12.

    f)  Die bisherige Nummer 11 wird aufgehoben.

    g)  Die bisherige Nummer 12 wird die Nummer 13.

2. § 4 Absatz 2 Nummer 2 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für den mittleren Polizeivollzugsdienst vom 
11. Februar 2016 (GBl. S. 165) wird wie folgt gefasst:

    „2. die den Schutzpolizeidirektionen der regionalen
Polizeipräsidien jeweils nachgeordneten Polizeire-
viere und Organisationseinheiten,“

3. Artikel 2 § 6 Absatz 3 des Polizeistrukturreformgeset-
zes vom 23. Juli 2013 (GBl. S. 233) wird aufgehoben.

Artikel 4

Absehen von der Zusage der Umzugskostenvergütung 
in besonderen Härtefällen

(1) Bei einer durch den Vollzug dieses Gesetzes veran-
lassten Versetzung an einen anderen Dienstort ist auf
Antrag von der Zusage der Umzugskostenvergütung ab-
zusehen, wenn im Zeitpunkt der Versetzung

1. die Beamtin oder der Beamte

    a)  das 61. Lebensjahr, als Beamtin oder Beamter des
Polizeivollzugsdienstes oder im Falle einer Schwer -
behinderung im Sinne des § 2 Absatz 2 SGB IX das
58. Lebensjahr vollendet hat oder 

    b)  in der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 Prozent
gemindert ist oder

    c)  durch eine schwere Erkrankung, die voraussicht-
lich länger als ein Jahr andauern wird, am Umzug
gehindert ist;

2. die Ehegattin, der Ehegatte, die Lebenspartnerin, der
Lebenspartner oder ein beim Familienzuschlag nach
dem Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg be -
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rücksichtigungsfähiges Kind, mit dem die Beamtin
oder der Beamte in häuslicher Gemeinschaft lebt, vo -
raussichtlich länger als ein Jahr schwer erkrankt oder
wegen dauernder Pflegebedürftigkeit in einem Betreu-
ungsangebot lebt, das vom neuen Dienstort mindes -
tens doppelt so weit entfernt ist wie vom bisherigen
Dienst- oder Wohnort;

3. die Beamtin oder der Beamte in einer eigenen Woh-
nung wohnt. Als eigene Wohnung gilt auch die Woh-
nung der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebens-
partnerin oder des Lebenspartners, mit der oder dem
die Beamtin oder der Beamte in häuslicher Gemein-
schaft lebt.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Zusage
der Umzugskostenvergütung nach dem Landesumzugs-
kostengesetz ausgeschlossen ist, weil die zu versetzende
Person bereits am neuen Dienstort oder in dessen Ein-
zugsgebiet wohnt.

(3) Bei einem Absehen von der Zusage der Umzugskos -
tenvergütung ist der versetzten Person mitzuteilen, aus
welchem Grund und gegebenenfalls mit welcher zeit -
lichen Befristung die Erstattungszusage unterbleibt.

(4) Von der Zusage der Umzugskostenvergütung wird
im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe a bis zur
Versetzung oder bis zum Eintritt in den Ruhestand, im
Übrigen für die Dauer von bis zu einem Jahr ab dem
Zeitpunkt der Versetzung abgesehen. Hat die versetzte
Person im Zeitpunkt des Ablaufs der Jahresfrist das in
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a genannte Lebensjahr
vollendet, gilt Satz 1 Halbsatz 1 entsprechend. Eine mit
der Versetzung oder Übernahme bereits erteilte Erstat-
tungszusage kann bei Vorliegen der Voraussetzungen
des Absatzes 1 auf Antrag widerrufen werden.

(5) Für die Zeit, in der nach Absatz 4 von der Zusage der
Umzugskostenvergütung abgesehen wird, besteht nach
Maßgabe der Landestrennungsgeldverordnung ein An-
spruch auf Trennungsgeld. Das Absehen von der Zusage
der Umzugskostenvergütung ist spätestens innerhalb
eines Monats nach Zustellung der Versetzungsverfügung
schriftlich bei der Behörde zu beantragen, die über die
Erstattungszusage zu entscheiden hat. Dem Antrag sind
Nachweise über das Vorliegen der Voraussetzungen des
Absatzes 1 beizufügen.

(6) Die versetzte Person ist verpflichtet, den Wegfall der
Voraussetzungen des Absatzes 1 unverzüglich der für
die Zusage der Umzugskostenvergütung zuständigen
Behörde anzuzeigen; sie ist berechtigt, trotz Fortbeste-
hens der Voraussetzungen die Zusage der Umzugskos -
tenvergütung zu beantragen.

(7) Über die Zusage der Umzugskostenvergütung ist in
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe b und c
sowie Nummer 2 und 3 zum Zeitpunkt des Wegfalls der
dort genannten Voraussetzungen, spätestens jedoch zum
Zeitpunkt des Ablaufs der Jahresfrist von Amts wegen

nach den allgemeinen Vorschriften des Landesumzugs-
kostengesetzes zu entscheiden.

(8) Bei Tarifbeschäftigten ist entsprechend zu verfahren.

Artikel 5

Inkrafttreten

Artikel 2 § 3 und Artikel 3 Nummer 3 treten am Tag
nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. Im Übri-
gen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2020 in Kraft.
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